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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 113/10 B 
 
L 9 U 237/06 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 16 U 115/01 (SG Braunschweig) 
 
 
 
………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Metall Nord Süd, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Juni 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 23. Februar 2010 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte 

Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arz-

tes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung 

des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht ge-

folgt ist.  

 

Der Kläger macht geltend, das LSG sei seinem Beweisantrag, ein weiteres fachärztliches Ober-

gutachten zum Kausalzusammenhang zwischen seinem Arbeitsunfall und den bestehenden 

Funktionsbeeinträchtigungen sowie der daraus resultierenden Minderung der Erwerbsfähigkeit 

einzuholen, ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt. Mit diesem Vorbringen hat er einen 

Verfahrensfehler iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG iVm § 103 SGG nicht schlüssig dargelegt. Ohne 

hinreichende Begründung iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG bedeutet, dass die Revision 

zuzulassen ist, wenn das LSG sich hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten Beweis zu 

erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Zur Begründung eines solchen Verfahrensfehlers ist die 

schlüssige Darlegung des Klägers erforderlich, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Be-

weismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht 

des LSG erkennbar offen geblieben sind und damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachver-

halts zwingende Veranlassung bestanden hat (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). 

 

Diese Voraussetzungen sind dem Vorbringen des Klägers nicht zu entnehmen. Der Kläger legt 

nur dar, wieso das LSG aus seiner - des Klägers - Sicht den Ausführungen von 

Dr. O.                  nicht hätte folgen dürfen. Der Kläger setzt sich im Kern mit der 

Beweiswürdigung des LSG auseinander; darauf kann eine Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG).  
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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